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ses absolvieren. Offenbar musste sie bei einer Aufgabe 
etwas länger überlegen, was dazu geführt hat, dass ihr 
der Arzt den positiven ärztlichen Bericht verweigerte, was 
zum Entzug des Führerausweises führte. Die Ehegatten 
waren untröstlich und fühlten sich ungerecht behandelt. 
Sie werteten die Angelegenheit als Affront gegen die 
alten Menschen, die man einfach von der Strasse weg-
haben wolle.

Für das ältere Ehepaar bedeutet dieser Entscheid auf 
Grund ihrer Wohnsituation an erhöhter Lage fernab vom 
Dorfkern Isolation, ein Umstand, der bei ihnen Angst 
auslöst. Der Verkauf der Liegenschaft und der Umzug in 
eine Alterswohnung kommt für sie aber nicht in Frage. 
Sie möchten nicht auf Hilfe angewiesen sein. Ihr grosser 
Wunsch ist es, zu Hause sterben zu dürfen. Herr Mül-
ler meinte traurig, dass alt werden nichts Schönes und 
schon gar nicht etwas für Feiglinge sei. Da hat er wohl 
recht. Glücklicherweise gibt es einige Angebote für ältere 
Menschen in Bezug auf Pflege, aber auch bei mangeln-
der Mobilität. So steht nun ein Fahrservice zur Verfügung, 

Viele ältere Menschen haben ein soziales Umfeld mit 
Freunden und Familien, und praktisch alle älteren Men-
schen fühlen sich nicht alt. Aus diesem Grund sind Alters-
wohnungen nicht im Trend, denn niemand will sich mit 
alten Menschen umgeben. Sicher sollen die Wohnungen 
altersgerecht sein, aber bitte in einem durchmischten 
Umfeld. Wohnformen für ältere und jüngere Menschen, 
aber auch mit Familien sind gesucht. Alt fühlen sich die 
Menschen erst dann, wenn sie die Gesundheit im Stich 
lässt bzw. sie in ein Pflegeheim müssen.

Es gibt aber auch Menschen, die kein soziales Umfeld 
mehr haben, sei es, weil sie bereits so alt sind, dass ihr 
Freundeskreis bereits verstorben ist, sei es, dass sie keine 
Kinder oder sich mit ihnen zerstritten haben oder die Kin-
der weggezogen sind. 

In Vertretung all dieser Menschen möchte ich das Schick-
sal der Ehegatten Müller hervorheben. Sie leben in einer 
kleinen Landgemeinde an schöner, erhöhter Lage in 
ihrem Eigenheim, aber fernab vom Dorfkern. Der Ehe-
mann ist bereits über 90 Jahre alt. Ihre Liebe zueinander 
zeigt sich durch eine grosse Zuneigung und gegenseitige 
Wertschätzung. Jedes ist sich sicher, dass es ohne den 
anderen nicht gegangen wäre bzw. in Zukunft nicht mehr 
gehen würde. Sie haben ein gemeinsames Kind, das aber 
schon früh einen Lebenspartner im Ausland gefunden 
hat und mit diesem und den gemeinsamen Kindern dort 
lebt. Ein Besuch bei den Eltern ist auf Grund der grossen  
Distanz nur noch sehr spärlich möglich. Die Ehegatten 
Müller sind somit weitgehend sich selbst überlassen.

Dies empfinden die Ehegatten Müller wohl als bedau-
erlich, aber auf Grund ihrer Mobilität meistern sie den 
Alltag gemeinsam bestens. Herr Müller hat vor einigen 
Jahren auf seinen Führerausweis verzichtet, da seine jün-
gere Ehefrau so oder so besser fährt und sich über all 
die Jahre nie etwas zuschulden kommen liess, sei es eine 
Busse, ein Parkschaden oder gar einen Unfall. Im letzten 
Jahr musste seine Ehefrau wieder routinenmässig den 
ärztlichen Test für die Beibehaltung des Führerauswei-

damit Frau Müller weiterhin ihre Besorgungen und Ein-
käufe selber bewältigen kann. Es sei aber nur ein schwa-
cher Trost, meint Frau Müller. Ihr macht diese Hilfsbedürf-
tigkeit zu schaffen, ist sie doch der festen Überzeugung, 
dass sie noch immer selber fahren könnte und somit nicht 
auf Hilfe angewiesen wäre. Herr Müller ist sich indes 
bewusst, dass für den Fall, dass seine Frau vor ihm ver-
sterben sollte, dieser Gedanke lässt seine Augen feucht 
werden, er wohl in ein Pflegeheim kommen würde. Dann 
wünsche er sich, möglichst rasch seiner geliebten Frau 
folgen zu dürfen.

Während ich diesen Artikel schreibe, kommt mir in den 
Sinn, dass ich im Dezember des nächsten Jahres ja auch 
schon 60 Jahre alt werde. Nichts, was mir Sorge bereitet, 
aber man begreift, wie schnell sich das Rad der Zeit dreht. 
Was ist mit uns, meiner Frau und mir. Werden wir erleben, 
wie uns unsere Tochter drängt, den Führerausweis abzu-
geben, weil wir zu einem Risiko für uns und insbesondere 
für die anderen Verkehrsteilnehmer geworden sind? Wer-
den wir die Vernunft meiner Mutter haben, die sich die 
Verunsicherung im Strassenverkehr eingestehen konnte 
und nun mit einem Kiburz-Gefährt mit 20 km/h über Land 
fährt? Oder gibt es bis dann bereits selbstfahrende Autos, 
die wir nur noch zu befehligen haben?

Wir werden sehen, aber vorerst ist es ja noch nicht so weit –  
aber jaja, ich weiss, die Zeit vergeht schnell, und zum 
Glück habe ich eine junge Frau.

Nun heisst es aber, den Sommer, der im Anzug ist, zu 
geniessen, draussen, mit Familie und Freunden.

Ihr Adrian Zumstein

 

Liebe Leserinnen, Liebe Leser

Editorial

Ich spiele mit Kollegen Fussball, die demnächst 70 werden oder die 70 bereits überschritten 
haben, und es ist nicht so, dass diese Kollegen wesentlich langsamer spielen als ihre jüngeren 
Mitspieler ab 35 Jahren. Trotz Alterungsprozess bleiben wir länger fit und gesund, als dies noch 
vor 15 Jahren der Fall war.  
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1.	Mehrwertsteuer (MWST)

Die MWST erhöhte sich per 1. Januar 2024 wie folgt:

MWST-Satz Art	 bis 31.12.2023	 ab 1.1.2024
Normalsatz	 7.7%	 8.1%
Reduzierter Satz	 2.5%	 2.6%
Sondersatz Beherbergung	 3.7%	 3.8%

Die neuen Sätze dürfen bereits seit dem 1. Juli 2023 für in Rechnung gestellte Leistungen verwendet werden, 
die erst im Jahr 2024 erbracht werden (Bsp. Zeitschriften-Abos).

2.	Sozialversicherungen

BVG21 Reform

Die parlamentarische Hürde wurde genommen.Die Räte haben sich auf einen Kompromissvorschlag geeinigt.
Wie dieser aussieht, sieht man auf der folgenden Übersicht:

Nachträgliche Einkäufe in die Säule 3a

Die Voraussetzungen für nachträgliche Einkäufe in die 
Säule 3a sind, dass man im Einkaufsjahr über ein Erwerbs-
einkommen in der AHV versichert war und den ordent-
lichen Jahresbeitrag vollständig entrichtet hat.

Die Einkäufe sollen zusätzlich zum maximal möglichen 
Einkauf möglich sein.

Der Einkauf soll auch Personen ermöglicht werden, die 
während einer gewissen Zeit nicht erwerbstätig waren.

Die Vernehmlassung für diese Änderung dauerte bis zum 
6. März 2024.

Höchstabzüge Säule 3a bei direkter Bundessteuer

Der Steuerabzug im Rahmen der gebundenen Selbst-
vorsorge (Säule 3a) beträgt im Jahr 2024 CHF 7 056 für 
Steuerpflichtige mit 2. Säule und CHF 35 280 für Steuer-
pflichtige ohne 2. Säule.

3.	 Steuern

Erhöhung des Abzugs für die Drittbetreuung von 
Kindern (ZH)

Am 31.5.2021 wurde im Kantonsrat die Motion Nr. 
313/2019 überwiesen. Diese verlangte eine Erhöhung 
des Abzugs von CHF 10 100 auf CHF 20 000.

Am 21. August 2023 wurde das Steuergesetz wie folgt 
geändert: Erhöhung des Drittbetreuung-Abzugs von CHF 
10 100 auf CHF 25 000 pro Kind. Dies führt zu Minderein-
nahmen (je rund CHF 14 Mio. für Kanton und Gemein-
den). Die Änderung gilt per 1.1.2024.

Achtung: Der Abzug beim Bund (DBST) ist für 2024 
bereits wieder erhöht worden auf CHF 25 500 (infolge 
Teuerung).

Erhöhung des Versicherungsprämienabzugs

Die Volksinitiative «Gerechtigkeit schaffen – Kranken-
kassen-Prämienabzug der Realität anpassen» (Gerech-
tigkeitsinitiative) von 2022 verlangte eine Erhöhung des 
Versicherungsprämienabzugs und eine Anpassung an die 
Prämienentwicklung alle 2 Jahre.

Mit der Volksabstimmung am 27. November 2022 wur-
den sowohl die Initiative wie auch der Gegenvorschlag 
angenommen. Die Stichfrage gab den Ausschlag für den 
Gegenvorschlag.

In der nachfolgenden Übersicht sind die verschiedenen 
Abzüge aufgeführt:

	 Alleinstehende	 Ehepaare	 Kinder

Geltendes Recht	 2 600	 5 200	 1 300

Volksinitiative	 3 600	 7 200	 1 500

Gegenvorschlag	 2 900	 5 800	 1 300

Die neuen Abzüge traten per 1.1.2024 in Kraft.

René Erni

Aktuelles aus der Steuerecke
→	 Kurz-Zusammenfassung der Wintertagung vom 30.01.2024

Nationalrat, Sitzung vom 15. März 2023 / Ständerat, Sitzung vom 16. März 2023 – 20.089 Reform BVG 21 

 

20.089 Reform BVG 21: Übersichtstabelle zu den Ausgleichsmodellen1 

Thema Geltendes Recht Einigungskonferenz, 15.03.2023 

Eintrittsschwelle 
(Art. 2, Abs. 1) 22 050 Franken 19 845 Franken 

Sparbeginn 
(Art. 7, Abs. 1) 25 Jahre 25 Jahre 

Koordinationsabzug 
(Art. 8, Abs. 1) 25 725 Franken 20% des AHV-Lohns 

Minimaler koordinierter Jahreslohn 
(Art. 8, Abs. 2) 3 675 Franken Aufheben 

Altersgutschriften 
(Art. 16) 

25 – 34:     7% 
35 – 44:   10% 
45 – 54:   15% 
55 – 65:   18% 

25 – 44:     9% 
45 – 65:   14% 

Ausgleichsmassnahme Übergangsgeneration 
(Art. 47b – Art. 47i, Übergangsbestimmungen)   

Zuschlag zur Alters- und Invalidenrente: 
Nur erste 15 Jahrgänge: maximal 200/150/100 Fr./Monat, in Abhängig-
keit des Vorsorgeguthabensa)) 

Finanzierung Ausgleichsmassnahme Übergangsgeneration 
(Art. 47f)   Teilzentralisiert über SIFO, befristet auf 15 Jahre. Jahr 1: 0,24% auf 

«erweitertem» koordiniertem Lohn BVGb), danach Entscheid BR 

Vergütung des Sicherheitsfonds (SIFO) an die betroffenen Vorsor-
geeinrichtungen (VE) 
(Art. 47h et Art. 56 Abs. 1) 

 Kapitaldeckungsverfahren: SIFO vergütet einen Teil der kapitalisierten 
Rentenzuschläge der Neurentner, Rest zulasten der betroffenen VE 

Von der Senkung der Eintrittsschwelle betroffene Arbeitnehmende, Auswertungen / Schätzungen für 2019 

Neu obligatorisch versichert 70 000 

Zusätzliche Einkommen versichert 30 000 

Total 100 000 

Anteil Neurentner/innen der Übergangsgeneration mit Anrecht auf Rentenzuschlag, Schätzungen 

 
Rund 50 %, davon mit 

vollem Zuschlag:          ~ 25% 
reduziertem Zuschlag: ~ 25% 

a) Voller Rentenzuschlag, wenn das Vorsorgeguthaben im Zeitpunkt des Rentenbezugs nicht grösser ist das 2,5-Fache des max. versicherten Jahreslohns (220 500 Franken). Kein Rentenzu-
schlag, wenn das Vorsorgeguthaben grösser ist als das 5-Fache des max. versicherten Jahreslohns (441 000 Franken). Reduzierter Rentenzuschlag (abgestuft), wenn Vorsorgeguthaben 
zwischen diesen beiden Grenzen. 

b) Der «erweiterte» koordinierte Lohn ergibt sich durch die Verdoppelung des maximalen versicherten Jahreslohns von 88 200 auf 176 400 Franken. Dadurch steigt der der Beitragsberech-
nung zugrundeliegende Maximalbetrag von 70 560 auf 141 120 Franken.  

                                               
1 Die Grenzbeträge (Eintrittsschwelle etc.) beziehen sich auf das Jahr 2023. 
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Pauschalierung Berufsauslagen

Mit der Verfügung der Finanzdirektion über die Pauscha-
lierung von Berufsauslagen Unselbständigerwerbender 
gilt ab der Steuerperiode 2024 folgendes:

•	 Aufhebung der bisherigen Pauschale von CHF 500 für 
berufsorientierte Aus- und Weiterbildungskosten.

Der Pauschalabzug auf dem Berufsauslagenformular ent-
fällt. Neu können nur noch effektive Kosten für die Aus- 
und Weiterbildung auf dem Formular «Berufsorientierte 
Aus- und Weiterbildungskosten» abgezogen werden. 
Dies, weil es sich gemäss Bundesrecht um einen allge-
meinen Abzug und nicht um Berufsauslagen handelt.

Liegenschaftenneubewertung im Kanton ZH

Die aktuellen Verkehrs- und Eigenmietwerte basieren auf 
einer Weisung des Regierungsrates aus dem Jahr 2009. Im 
Jahr 2021 wurden die Liegenschaftenwerte des Kantons 
Zürich durch ein externes Fachgutachten analysiert. Mit 
dem Beschluss RRB 420/2022 vom 16.3.2022 wurde fest-
gehalten, dass eine Neubewertung der Werte angezeigt ist.

Eine Überarbeitung der Weisung mit externen Fachex-
perten wird derzeit vorgenommen. Die Inkraftsetzung der 
neuen Weisung ist auf die Steuerperiode 2025 geplant. 
Die Umsetzung der neuen Weisung sieht die beiden fol-
genden Schritte vor:

•	 Vornahme der einzelnen Neubewertungen, gestützt 
auf die neue Weisung durch die Gemeinden. 

•	 Mitteilung der neuen Liegenschaftswerte an die 
Grundeigentümer für die Deklaration in der Steuer-
erklärung 2025.

Kosten für die Verwaltung des beweglichen  
Privatvermögens

Auch die Weisung über die Abzugsfähigkeit der Kosten für 
die Verwaltung des beweglichen Privatvermögens wurde 
am 27.9.2023 (ZStB 30.1) aktualisiert.

Neu hat man eine Wahl zwischen dem Pauschalabzug und 
dem Abzug von tatsächlichen Kosten pro Steuerperiode. 
Eine Kumulation innerhalb einer Steuerperiode ist aus-
geschlossen.

Der Pauschalabzug beträgt 3‰ des Steuerwerts, maxi-
mal CHF 6 000; ohne Nachweis der tatsächlichen Kosten.

Wenn höhere Abzüge geltend gemacht werden beim 
Abzug der tatsächlichen Kosten, so sind diese tatsächlich 
bezahlten Kosten für die Vermögensverwaltung als auch 
deren Abzugsfähigkeit nachzuweisen.

Härtefall-Regelung

Der Kanton Zürich war einer der Kantone, welche die Pra-
xis des Einschlages auf den Eigenmietwert in Härtefällen 
(insb. bei geringem [Renten-] Einkommen und geringem 
Vermögen) kannte.

Am 9. Mai 2023 wurde diese Praxis mit dem Entscheid 
des Verwaltungsgerichts Zürich aufgehoben, da keine 
hinreichende Rechtsgrundlage besteht.

Schon das Bundesgericht (4.8.2022,2C_605/2021) hatte 
mit einem früheren Entscheid festgestellt, dass die Tessi-
ner Härtefallregelung gegen das Gleichbehandlungsprin-
zip verstösst.

Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung muss der 
Eigenmietwert mind. 60% des Markmietwertes betra-
gen.

§ 21 Abs. 2 lit. a des Zürcher Steuergesetztes besagt, dass 
der Eigenmietwert unter Berücksichtigung der Förderung 
von Eigentumsbildung und Selbstvorsorge in der Regel auf 
maximal 70% des Marktmietwertes festzulegen ist.

Daraus ergibt sich eine Bandbreite von 60% bis 70% des 
Marktmietwertes, in der sich die Eigenmietwerte bewe-
gen müssen.

Da die Einräumung eines Einschlages auf den Eigenmiet-
wert in Härtefällen dazu führen kann, dass der Eigen-
mietwert weniger als 60% des Marktmietwertes beträgt, 
musste die Härtefallpraxis abgeschafft werden.

Die Weisung wurde aufgehoben, und es werden keine Ein-
schläge infolge des Härtefalls mehr gewährt.

Keine Änderung gab es hingegen bei der Praxis zum 
Unternutzungsabzug. Dieser Unternutzungsabzug sollte 
auf alle Fälle als Alternative zum wegfallenden Härtefall 
überprüft werden.

Weitere Vorlagen

Im Parlament werden zurzeit folgende Vorlagen beraten:

•	 Systemwechsel Wohneigentumsbesteuerung 
 (= Abschaffung Eigenmietwert) 

•	 Einführung Objektsteuer auf Zweitliegenschaften 
(Als Ersatz bei einer allfälligen Abschaffung des  
Eigenmietwertes)

•	 Individualbesteuerung (zum Zweck der Vermeidung 
der «Heiratsstrafe»; jeder Steuerpflichtige,  
auch Verheiratete, sollen separat besteuert werden)

Wie sich diese Vorlagen entwickeln und weitere Neuerun-
gen erfahren Sie in unseren zukünftigen Infoblättern.

Der Kanton Zürich ist ein dynamischer Stadt-Land-Kan-
ton mit einem vergleichsweise starken Agrarsektor. Rund 
41 Prozent des Kantonsgebiets sind landwirtschaftliche 
Nutzfläche, und rund 3000 Steuerpflichtige haben einen 
Bezug zur Landwirtschaft. Bei der Besteuerung der land-
wirtschaftlichen Liegenschaften gab es in den vergange-
nen Jahren mehrere Entwicklungen, die vor allem durch 
die Rechtsprechung herbeigeführt wurden. Sie zeigen, 
dass man sich gerade bei Hofübergaben frühzeitig auch 
über steuerliche Details Gedanken machen sollte.
 
Zum Beispiel gilt heute: Wenn landwirtschaftliche Lie-
genschaften und Grundstücke ohne das Wohnhaus ver-
pachtet werden, ist auf diesem (ehemaligen) Betriebslei-
terhaus eine ergänzende Vermögenssteuer abzurechnen. 
Diese Praxis geht auf zwei Bundesgerichtsentscheide zu-
rück, die mit einer Gleichstellung aller Steuerpflichtigen 
argumentierten. Konkret wird die Vermögenssteuer auf 
die Differenz von Ertragswert zum Verkehrswert während 
der letzten 20 Jahre erhoben. Die Liegenschaft bleibt da-
bei im Geschäftsvermögen; pauschale Abschreibungen 
sind aber nicht mehr möglich. 

Um böse Überraschungen zu vermeiden, sind frühzeitig 
Vorkehrungen zur korrekten Liquidationsgewinn-Besteu-
erung nötig. In der Praxis sieht das kantonale Steueramt 
hin und wieder, dass man sich zu wenig mit dem Thema 
auseinandersetzt. Zum Beispiel, wenn nach und nach Be-
triebsteile verpachtet werden und das Steueramt dann 
das Ende der Selbständigkeit festlegen muss. Wenn in 
solchen Fällen das Wohnhaus zum Verkehrswert ins Pri-
vatvermögen überführt und kein Liquidationsgewinn gel-
tend gemacht wird, geht es um sehr hohe Steuerbeträge.

Eine zweite Veränderung betrifft den Gegenwert von Wohn-
rechten. Das Steuerrekursgericht bestätigte 2020, dass 
sich dieser Wert aus der Multiplikation der Marktmiete und 
der voraussichtlichen Nutzungsdauer ergibt. Das heisst 
für den Hofübernehmer, dass er als Mietertrag immer die 
Marktmiete versteuern muss – selbst, wenn eine tiefere 
Miete vertraglich vereinbart worden ist. Beim Hofabtreter 
wird das Wohnrecht an den Übernahmepreis angerechnet 
und gilt als Erlös aus selbständiger Erwerbstätigkeit. 

Gleichzeitig konkretisierte das Gericht, was als voraus-
sichtliche Nutzungsdauer zu gelten hat. Je nach Formu-

lierung im Abtretungsvertrag ist auf die kürzere «Aktivi-
tät» oder die längere «Lebenszeit» abzustellen. Im behan-
delten Fall stellte das Gericht für die Dauer ab dem Einzug 
des Wohnrechtsnehmers bis zum theoretisch erwarteten 
Eintritt ins Altersheim auf die Aktivitätstabelle ab. Das 
Steueramt hatte vorher die Lebenszeit-Tabelle angewen-
det, was einen höheren Wert ergab. 

Handlungsbedarf gibt es ausserdem aufgrund zweier 
Regelwerke: erstens die Schätzungsanleitung 2018 des 
Bundes für landwirtschaftlichen Ertragswert und zwei-
tens die Weisung des Regierungsrats zur Neubewertung 
der Liegenschaften. Die Schätzungsanleitung führt zu 
höheren Bewertungen von Zweit- und Drittwohnungen 
(«Stöckli») sowie Betriebsteilen wie Photovoltaik-, Fern-
wärme- oder Biogasanlagen, die der Landwirtschaft 
fremd sind. Neu werden sie auf bis zu 80 Prozent des Ver-
kehrswerts geschätzt, was teilweise deutlich höhere Er-
tragswerte bedeutet. Eine Bewertung wird im Kanton Zü-
rich in der Regel derzeit nur vollzogen, wenn ein Landwirt 
eine Ertragswertschätzung aktualisieren muss, zum Bei-
spiel bei einer Hofübergabe oder Neufinanzierung, was zu 
einer Ungleichbehandlung führt. 

Für das weitere Vorgehen sind derzeit Abklärungen im 
Gang. Angestrebt wird eine einfache, rechtlich vertret-
bare Lösung. Klar ist, dass rund 80 Prozent der Landwirte 
mit höheren Ertragswerten rechnen müssen. Gleichzeitig 
arbeitet der Kanton aber auch an einer Neubewertung der 
normalen Liegenschaften, nachdem mehrere Gerichte 
Handlungsbedarf festgestellt hatten. Laut einer Studie 
sind die Verkehrswerte von Einfamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen seit der letzten Neubewertung 2009 
im Mittel um über 50 Prozent gestiegen. Der Haupttreiber 
war dabei der Landpreis. 

Dieses Beispiel zeigt, dass die Attraktivität des Standorts 
Zürich über die Verkehrswerte, Marktmieten und Steuern 
Auswirkungen auf die bäuerlichen Betriebe hat. Im kan-
tonalen Steueramt beschäftigt sich neu ein sechsköpfi-
ges Spezialistenteam mit den steuerlichen Fragen rund 
um die Landwirtschaft. Die Anliegen von Landwirten und 
ihren Steuervertretern sollen besser bedient und Rechts-
sicherheit bei Geschäftsaufgaben und Nachfolgeplanun-
gen gewährleistet werden. In jedem Fall aber gilt: Eine 
frühzeitige, gute Planung lohnt sich auch finanziell. 

Ernst Stocker   
Zürcher Regierungsrat 
Vorsteher der Finanzdirektion des Kantons Zürich

Hofübergaben und Steuern – Planung lohnt sich



10 11

 Büro Zumstein Info blatt Mai 2024	 NUMMER � 130
Adrian Zumstein

Die güterrechtliche Auseinandersetzung in der  
bäuerlichen Ehescheidung / Vereinzelte Fragen

1.	Ausgangslage

In der Schweiz sind im Jahre 2021 gesamthaft 17159 
Ehescheidungen ausgesprochen worden. Die Zahl der 
Scheidungen nahm seit den 60iger Jahren stetig zu. Von 
dieser Entwicklung sind auch bäuerliche Ehepaare immer 
häufiger betroffen.

Die meisten Ehescheidungen erfolgen auf der Basis des 
ordentlichen Güterstandes der Errungenschaftsbeteili-
gung.

2.	Zeitpunkt der Auflösung des Güterstandes

Die Auflösung des Güterstandes wird von Gesetzes 
wegen auf den Tag zurückbezogen, an dem das Schei-
dungsbegehren beim Gericht eingereicht worden ist. Im 
Scheidungsverfahren steht es den Ehegatten aber frei, 
den Stichtag für die Auflösung frei und abweichend vom 
Gesetz zu vereinbaren.

3.	Bestand des ehelichen Vermögens / Aktiven  
	 und Passiven

Auf den Zeitpunkt der Auflösung des Güterstandes wer-
den die Errungenschaft und die Eigengüter der Ehegat-
ten fixiert. Mit der Auflösung der Ehe durch Scheidung 
erfolgt damit i.d.R. eine endgültige Abrechnung zwischen 
den Ehegatten mitunter die güterrechtlichen Auseinan-
dersetzung.

Der Bestand des ehelichen Vermögens umfasst sämtlich 
Aktiven und Passiven (Privat- und Geschäftsvermögen) 
im jeweiligen Eigentum der Ehegatten. Landwirtschafts-
betriebe sind nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung 
als Sachgesamtheiten zu behandeln, sofern sie eine 
rechtliche und finanzielle Einheit darstellen. D.h. der 
Betrieb wird als ganzes bewertet. Latente Passiven, die 
sich erst künftig realisieren können, wie Grundstückge-
winnsteuern, Gewinnanspruchsrechte oder Forderungen 
bei der Auflösung von Wohn- und Nutzniessungsrechte 
gelten als wertvermindernde Faktoren und sind entspre-
chend zu berücksichtigen.

Erhöhung Anrechnungswert

Unter besonderen Umständen ist die Erhöhung des 
Ertragswertes als Anrechnungswert möglich. Damit soll 
der betroffene Ehegatte begünstigt werden, indem durch 
die Abweichung vom Ertragswertprinzip ein unbilliges 
güterrechtliches Ergebnis vermieden werden kann. Als 
besondere Umstände gelten insbesondere die Unter-
haltsbedürfnisse des Nichteigentümerehegatten, der 
Ankaufspreis des landwirtschaftlichen Gewerbes ein-
schliesslich der Investitionen sowie die Vermögensver-
hältnisse des Ehegatten, dem das landwirtschaftliche 
Gewerbe gehört.

5.	Trennung von Frauen- und Mannesgut

Rücknahme von Eigentumsobjekten durch die Ehegatten

Nachdem der Bestand und der Wert des ehelichen Vermö-
gens bestimmt worden sind, nimmt jeder Ehegatte seine 
Vermögenswerte zurück, die sich im Besitz des anderen 
Ehegatten befinden. Wer behauptet, ein bestimmter Ver-
mögenswert sei sein Eigentum, muss dies beweisen kön-
nen. Gelingt dies nicht, wird Miteigentum beider Ehegat-
ten angenommen.

4.	Bewertungsfragen

Massgebender Zeitpunkt

Die güterrechtliche Auseinandersetzung erfolgt im Rah-
men eines streitigen Scheidungsverfahrens am Tag des 
Gerichtsurteils (vorbehalten anderer Vereinbarungen 
unter den Parteien). Zur Errungenschaft hinzugerech-
net werden unentgeltliche Zuwendungen (bspw. Schen-
kungen) die ein Ehegatte während der letzten fünf Jahre 
vor Auflösung des Güterstandes ohne Zustimmung des 
anderen Ehegatten gemacht hat sowie Vermögensent-
äusserungen, die ein Ehegatte während der Dauer des 
Güterstandes vorgenommen hat, um den Beteiligungs-
anspruch des anderen Ehegatten zu schmälern.

Verkehrswertprinzip

Grundsätzlich sind die Vermögensgegenstände in der 
güterrechtlichen Auseinandersetzung zu ihrem Verkehrs-
wert einzusetzen.

Ertragswertprinzip/Nutzwertprinzip

In der güterrechtlichen Auseinandersetzung im bäuerli-
chen Umfeld wird das Ertragswertprinzip bzw. das Nutz-
wertprinzip angewandt.

Ein landwirtschaftliches Gewerbe, das ein Ehegatte 
als Eigentümer selbst weiterbewirtschaftet, ist bei der 
Berechnung des Mehrwertanteils und der Beteiligungs-
forderung des anderen Ehegatten zum Ertragswert ein-
zusetzen.

Damit das Ertragswertprinzip Anwendung findet, muss 
ein landwirtschaftliches Gewerbe im Sinne von Art. 7 
BGBB vorliegen. Weiter muss der Eigentümer nach der 
Ehescheidung das landwirtschaftliche Gewerbe als 
Selbstbewirtschafter weiterbewirtschaften. Ansonsten 
gilt das Verkehrswertprinzip. Lebendes und totes land-
wirtschaftliches Betriebsinventar sind zum Nutzwert 
anzurechnen (bei Tieren das Mittel zwischen dem mitt-
leren Verkehrswert und dem Schlachtwert der Tiere /  
bei Maschinen und Gerätschaften gilt der Zeitwert als 
Ankaufspreis abzüglich angemessene Abschreibung).

Stehen Vermögensgegenstände im Mit- oder Gesamt-
eigentum und weist ein Ehegatte ein überwiegendes Inte-
resse nach, so kann er verlangen, dass ihm dieser Vermö-
genswert gegen Entschädigung des anderen Ehegatten 
ungeteilt zugewiesen wird.

Tilgung und Zuordnung von Schulden

Jeder Ehegatte haftet für seine Schulden gegenüber Drit-
ten mit seinem gesamten Vermögen. Dieser Grundsatz 
gilt auch im Verhältnis der Ehegatten untereinander für 
die Verbindlichkeiten, die während der Dauer des Güter-
standes begründet worden sind.

6.	Fälligkeit und Erfüllung der güterrechtlichen 
	 Forderungen

Fälligkeit

Mit der Rechtskraft des Ehescheidungsurteils übe die Auf-
lösung des Güterstandes erfolgt die Fälligkeit. Die güter-
rechtliche Forderung ist grundsätzlich in Geld zu tilgen.

Erfüllung 

Bringt die sofortige Bezahlung der Beteiligungsforderung 
und des Mehrwertanteils den verpflichteten Ehegatten 
in ernstliche Schwierigkeiten, so kann er verlangen, dass 
ihm Zahlungsfristen eingeräumt werden. Beteiligungsfor-
derungen und Mehrwertanteil werden ab Abschluss der 
güterechtlichen Auseinandersetzung verzinst und allen-
falls, falls es die Umstände rechtfertigen, sichergestellt.
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Adrian Zumstein

Die Stellung des Vermächtnisnehmers  
im bäuerlichen Erbrecht

1.	Der Erbe / der virtuelle Erbe / der Vermächtnisnehmer

Erben sind Personen, welche auf Grund des Gesetzes 
oder auf Grund von Verfügungen von Todes wegen (Testa-
ment, Erbvertrag) Vermögensnachfolger eines Erblasses 
werden.

Virtuelle Erben sind Personen, die als gesetzliche Erben 
einen Pflichtteilsanspruch haben, vom Erblasser aber leb-
zeitig oder letztwillig übergangen wurden, d.h. der Erb-
lasser hat dem pflichtteilsgeschützten Erben seine Erben-
stellung entzogen. Mit dem Ableben des Erblassers ist 
diese Person vorerst einmal Nichterbe. Will er Erbe wer-
den, so muss er seine Erbenstellung übe eine Herabset-
zungsklage erstreiten. Tut er dies erfolgreich, so mutiert 
er mit dem rechtskräftigen Herabsetzungsurteil vom vir-
tuellen zum effektiven Erben.

Vermächtnisnehmer kann nur werden, wer von einem 
Erblasser in einer Verfügung von Todes wegen einen Ver-
mögensvorteil zugewendet erhält. Ein «gesetzliches Ver-
mächtnis» wie beiden Erben existiert nicht.

Das Vermächtnis geht erst mit seiner Auslieferung von der 
beschwerten Person (Erben) auf den Vermächtnisnehmer 
über. Vermächtnisnehmer sind somit nicht Nachfolger 
des Erblassers, sondern Nachfolger der Erben.

2.	Gegenstand des Vermächtnisses

Als Vermächtnis gilt nur, was in der Verfügung von Todes 
wegen als solches bezeichnet wurde. Ansonsten geht die 
Behörde, welche das Testament eröffnen muss (in Zürich 
die Bezirksgerichte) von einer Teilungsvorschrift aus.

Wird ein Grundstück als Vermächtnis ausgerichtet und 
verfügt der Erblasser nicht, dass mit dem Grundstück 
auch die darauf lastenden Schulden zu übernehmen sind, 
so erhält der Vermächtnisnehmer lediglich das Grund-
stück und die Erben bleiben Grundpfandschuldner.

werden muss. Im Rahmen einer Erbteilung kann es Jahre 
dauern. Aus diesem Grund muss die Ausgestaltung eines 
landwirtschaftlichen Gewerbes als Vermächtnis gleich 
behandelt werden, wie wenn es als Teilungsvorschrift 
einem Erben zugewiesen worden wäre.

5.	Beispiele

 
1
 
Der Erblasser hinterlässt pflichtteilsgeschützte und 
selbstbewirtschaftende Erben. Er richtet dem selbst-
bewirtschaftenden Dritten A sein landwirtschaftliches 
Gewerbe als Vermächtnis aus.

Weil A nicht pflichtteilsgeschützt ist, haben die pflichtteils-
geschützten selbstbewirtschaftenden Erben ein Vorrecht.

2
 
Der Erblasser hinterlässt pflichtteilsgeschützte und selbst-
bewirtschaftende Erben. Er richtet einem von ihnen sein 
landwirtschaftliches Gewerbe als Vorausvermächtnis aus.

Da der Vermächtnisnehmer zugleich Erbe ist und der Erb-
lasser ihn als Übernehmer bezeichnet hat, kann er das 
Gewerbe übernehmen.

3
 
Der Erblasser hinterlässt keine pflichtteilsgeschützte, 
aber selbstbewirtschaftende Erben. Er richtet sodann 
einem selbstbewirtschaftenden Dritten sein landwirt-
schaftliches Gewerbe als Vermächtnis aus. 

Der Zuweisungsanspruch kann ihnen damit entzogen 
werden, da sie nicht pflichtteilsgeschützt sind und der 
Vermächtnisnehmer kann das Gewerbe übernehmen.

6.	Entzug der Erbenstellung

Einem pflichtteilsgeschützten Erben kann die Erbenstel-
lung entzogen werden. Damit wird dieser zum virtuellen 
Erben. Es drängt sich somit die Frage auf, ob ein Erblasser 
über eine Verfügung von Todes wegen einem pflichtteils-
geschützten Erben die Erbenstellung und damit auch den 
Zuweisungsanspruch am landwirtschaftlichen Gewerbe 
bzw. Grundstück entziehen kann.

3.	Die Stellung des Vermächtnisnehmers im  
	 bäuerlichen Erbrecht

Im bäuerlichen Bodenrecht fand die Stellung des Ver-
mächtnisnehmers keinen Eingang, obwohl dieser in der 
Gestaltung des Nachlasses eine zentrale Rolle spielt. Fol-
gende Konstellationen sind in der Praxis von besonderer 
Bedeutung:

Der Erblasser richtet ein landwirtschaftliches Objekt als 
Vermächtnis aus. Dabei können die Zuweisungsansprü-
che der Erben mit dem Ausrichtungsanspruch des Ver-
mächtnisnehmers in Konkurrenz treten.

Der Erblasser entzieht einem pflichtteilsgeschützten 
Erben die Erbenstellung und räumt ihm stattdessen die 
Stellung eines Vermächtnisnehmers ein. Es ist nun frag-
lich, ob der Erblasser dem pflichtteilsgeschützten Erben 
durch ein solches Vorgehen den Zuweisungsanspruch am 
landwirtschaftlichen Objekt entziehen kann.
 

4.	Ausrichtung eines landwirtschaftlichen Gewerbes 	
	 als Vermächtnis

Zuweisungsanspruch der Erben
Befindet sich in der Erbschaft ein landwirtschaftliches 
Gewerbe, darf jeder selbstbewirtschaftende Erbe daran 
die ungeteilte Zuweisung zu Ertragswert verlangen. Die 
Erbenqualität bildet eine absolute Voraussetzung für den 
Zuweisungsanspruch.

Kein Zuweisungsanspruch des Vermächtnisnehmers
Da der Vermächtnisnehmer nicht Erbe ist (ausg. beim 
Vorausvermächtnis), erfüllt der Vermächtnisnehmer 
die Anforderung nicht und kann das landwirtschaftliche 
Gewerbe nicht für sich beanspruchen.

Ausrichtungsanspruch des Vermächtnisnehmers
Der Vermächtnisnehmer hat wohl keinen Zuweisungsan-
spruch, wohl aber einen Ausrichtungsanspruch am Ver-
mächtnisobjekt.

Konkurrenzverhältnis
Die Ausrichtung eines landwirtschaftlichen Gewerbes 
durch Vermächtnis kann praktische Gründe haben. So 
möchte der Erblasser sicherstellen, dass der Vermächt-
nisnehmer das Gewerbe nach dem Erbgang sofort über-
nehmen kann, ohne dass eine Erbteilung abgewartet 

Der pflichtteilsgeschützte Erbe muss innert Jahresfrist 
über die Herabsetzungsklage seinen Pflichtteil erstreiten 
und mutiert damit vom virtuellen zum effektiven Erben. 
Als solche stünde ihm das Zuweisungsrecht am landwirt-
schaftlichen Gewerbe bzw. Grundstück zu, sofern er die 
Zuweisungsvoraussetzungen erfüllt. Verpasst es der vir-
tuelle Erbe aber, innert Jahresfrist ein Schlichtungsbe-
gehren einzureichen, gilt die Verfügung von Todes wegen 
als akzeptiert und der Zuweisungsanspruch kann nicht 
mehr durchgesetzt werden.

Hat der virtuelle Erbe bereits zu Lebzeiten quasi seinen 
Erbanteil erhalten und können ihm die Erben dies im Her-
absetzungsprozess entgegenhalten, so kann der virtu-
elle Erbe keine effektive Erbenstellung mehr erstreiten. 
Somit hat er keine Gelegenheit, das landwirtschaftliche 
Gewerbe für sich zu fordern.

Wurde dem Pflichtteilserben aber stattdessen das land-
wirtschaftliche Gewerbe als Vermächtnis zugesprochen, 
d.h. er hat den Erbanspruch verloren, dafür ein Vermächt-
nis erhalten, so erhält er ein unentziehbares Zugrecht am 
landwirtschaftlichen Objekt, das er zu denjenigen Kondi-
tionen ausüben kann, wie wenn er Erbe wäre.

7.	Erwerbsbewilligung

Der Erwerb von landwirtschaftlichen Gewerben oder 
Grundstücken bedarf grundsätzlich einer Bewilligung. 
Eine Ausnahme besteht dann, wenn der Erwerb durch 
Erbgang oder durch erbrechtliche Zuweisung erfolgt. 
Dann braucht es keiner Bewilligung.

Es stellt sich nun die Frage, ob gleiches bei der Ausrich-
tung eines Vermächtnisses gilt. Das Bundesgericht hat 
diese offene Rechtsfrage im Jahre 2022 letztinstanzlich 
beantwortet. Demnach untersteht ein Vermächtnis an 
einem landwirtschaftlichen Grundstück der Erwerbsbe-
willigung des BGBB. Dies hat zu Folge, dass ein Erblasser, 
wenn er einer Person, welche die Kriterien für den Erwerb 
eines landwirtschaftlichen Grundstückes nicht erfüllt, 
diese Person als Erben einsetzt und ihr das Objekt mit 
einer Teilungsvorschrift zuwendet, was keiner Bewilligung 
bedarf.
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Marco Vollenweider

Die gesetzlichen Vorkaufsrechte im Bundesgesetz 
über das bäuerliche Bodenrecht (BGBB)

1.	Einleitung

«Die Freiheit des Einzelnen endet dort, wo die Freiheit des Anderen beginnt», hat der Philo-
soph Immanuel Kant einmal gesagt. Die Freiheit existiert also nie absolut. Nicht die Freiheit 
muss begründet werden, sondern ihre Einschränkung. Das gilt auch im bäuerlichen Boden-
recht. Das BGBB will unter anderem die Stellung des Selbstbewirtschafters, einschliesslich 
diejenige des Pächters, beim Erwerb landwirtschaftlicher Gewerbe und Grundstücke stärken –  
schränkt dadurch aber die Freiheit des Eigentümers bzw. Veräusserers ein.

2.	Begriff des Vorkaufsrechtes

Nach Ausdrucksweise des Bundesgerichts verleiht das 
Vorkaufsrecht dem Berechtigten «den Anspruch, die 
Übertragung einer Sache zu verlangen, sobald der Ver-
pflichtete sie einem Dritten veräussert».

Das Vorkaufsrecht beinhaltet demnach die Befugnis des 
Vorkaufsberechtigten, die Eigentumsübertragung an 
einer bestimmten Sache (Vorkaufsobjekt) durch einseitige 
Willenserklärung zu verlangen, sobald der Verkaufsver-
pflichtete diese Sache einem Dritten rechtsgeschäftlich 
veräussert (Vorkaufsfall).

3.	Arten von Vorkaufsrechten

Die Vorkaufsrechte können nach verschiedenen Kriterien 
kategorisiert werden. Einerseits ist z.B. eine Unterteilung 
in vertragliche und gesetzliche Vorkaufsrechte und ander-
seits auch in Vorkaufsrechte an Grundstücken und Vor-
kaufsrechte an Fahrnis möglich.

In meinem Bericht gehe ich auf die gesetzlichen Vorkaufs-
rechte an Grundstücken ein. Ein gesetzliches Vorkaufs-
recht steht dem Berechtigten direkt von Gesetzes wegen 
zu. Das BGBB enthält eine Reihe solcher gesetzlichen Vor-
kaufsrechte.

4.	Erscheinungsformen im BGBB

Das Bundesgesetz über das bäuerliche Bodenrecht kennt 
die folgenden gesetzlichen Vorkaufsrechte:

•	 Vorkaufsrecht der Verwandten, Art. 42 ff. BGBB
•	 Pächtervorkaufsrecht, Art. 47 ff. BGBB
•	 Vorkaufsrecht an Miteigentumsanteilen, Art. 49 BGBB

5.	Zentrale Begriffe

Im Zusammenhang mit den Vorkaufsrechten nennt das 
BGBB einige zentrale Begriffe, die einer Definition benö-
tigen. Ich erläutere Ihnen deshalb vorerst diese zentralen 
Begriffe. Danach gehe ich auf die einzelnen Vorkaufs-
rechte ein. Sie werden sehen, dass dann diese zentralen 
Begriffe wieder auftauchen.

•	 Landwirtschaftliches Grundstück

Ob ein Grundstück dem BGBB unterstellt ist, hängt da-
von ab, ob das fragliche Grundstück dem örtlichen und 
sachlichen Geltungsbereich des BGBB zuzuordnen ist.

Das Grundstück muss in erster Linie für die landwirt-
schaftliche Nutzung geeignet sein (sachliche Geltungs-
bereich). Das Grundstück muss zudem mindestens 
eine Fläche von 25 Aren bzw. 15 Aren bei Rebland um-
fassen, ausserhalb einer Bauzone liegen und die land-
wirtschaftliche Nutzung muss möglich sein (örtlicher 
Geltungsbereich). 

Daneben sieht Art. 2 Abs. 2 BGBB einzelne Ausnahmen 
vor, auf die nicht weiter eingegangen wird.

•	 Landwirtschaftliches Gewerbe

Als landwirtschaftliches Gewerbe bezeichnet man im 
Allgemeinen Strukturen und wirtschaftliche Einheiten 
von landwirtschaftlichen Grundstücken, Bauten und An-
lagen, die als Grundlage für die landwirtschaftliche Pro-
duktion dienen und dazu mindestens einer sogenannten 
Standardarbeitskraft (SAK) bedürfen (Art. 7 BGBB).

•	 Selbstbewirtschaftung

Der Selbstbewirtschafter (Art. 9 BGBB) muss den land-
wirtschaftlichen Boden selbst bearbeiten bzw. das Ge-
werbe persönlich leiten. Eine blosse Überwachung der 
Bewirtschaftung genügt nicht.

Selbstbewirtschafter ist folglich, wer die wichtigen be-
trieblichen Entscheide trifft, das wirtschaftliche Risiko 
trägt, den Betrieb nach aussen vertritt und sich selber 
aktiv an der Bewirtschaftung des Bodens mit Hand-
arbeit beteiligt.

Neben dem Willen, dies zu tun, muss der Selbstbewirt-
schafter auch dazu geeignet sein, d.h. er muss über die 
nach landesüblicher Vorstellung notwendigen Fähig-
keiten verfügen. Vereinfacht kann gesagt werden, dass 
sich als Selbstbewirtschafter eignet, wer eine landwirt-
schaftliche Ausbildung hat oder seine Eignung durch 
Berufserfahrung ausweisen kann.

•	 Ertragswert

Der Ertragswert liegt in der Regel deutlich unter dem 
Verkehrswert. Nach Art. 1 Abs. 1 der Verordnung über 
das bäuerliche Bodenrecht (VBB) gilt als Ertragswert 
die zu einem mittleren Zinssatz für 1. Hypotheken kapi-
talisierte Landgutsrente, die das Grundstück im Durch-
schnitt mehrerer Jahre abwirft. Wohnraum kann nur 
zum landwirtschaftlichen Ertragswert übernommen 
werden, soweit er nach objektiven Kriterien betriebs-
notwendig ist.

6.	Vorkaufsrecht der Verwandten, Art. 42 ff. BGBB

Wird ein landwirtschaftliches Gewerbe oder Grundstück 
veräussert, so haben bestimmte Verwandte des Veräusse-
rers (gemäss Art. 42 ff. BGBB) daran ein gesetzliches Vor-
kaufsrecht, wenn sie die Voraussetzung der Eignung und 
des Willens zur Selbstbewirtschaftung erfüllen.

•	 Landwirtschaftliches Gewerbe

Handelt es sich dabei um ein landwirtschaftliches Ge-
werbe, sind in erster Rangfolge die Nachkommen und 
in zweiter Rangfolge die Geschwister und Geschwister-
kinder des Veräusserers vorkaufsberechtigt. Die zweite 
Gruppe ist jedoch nur dann vorkaufsberechtigt, wenn 
der Veräusserer das Gewerbe vor weniger als 25 Jahren 
ganz oder zum grössten Teil von seinen Eltern oder aus 
deren Nachlass erworben hat.

•	 Landwirtschaftliches Grundstück

Wird ein landwirtschaftliches Grundstück veräussert, 
so hat jeder Nachkomme des Veräusserers ein Vor-
kaufsrecht daran, wenn er Eigentümer eines landwirt-
schaftlichen Gewerbes ist oder wirtschaftlich über ein 
solches verfügt und das Grundstück im ortsüblichen 
Bewirtschaftungsbereich dieses Gewerbes liegt.

Liegen Gründe vor, die eine Enterbung rechtfertigen, 
fällt das Vorkaufsrecht ausser Betracht.
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•	 Übernahmepreis

Beim landwirtschaftlichen Gewerbe können die Be-
rechtigten das Vorkaufsrecht zum Ertragswert geltend 
machen und beim landwirtschaftlichen Grundstück 
zum doppelten Ertragswert.

Machen mehrere gleichberechtigte Verwandten ein 
Vorkaufsrecht geltend, so kann der Veräusserer ent-
scheiden, wer in den Vertrag eintritt. Verzichtet der Ver-
äusserer darauf, so sind zum Beispiel die persönlichen 
Verhältnisse der Berechtigten für die Zuweisung eines 
landwirtschaftlichen Gewerbes massgebend.

7.	Pächtervorkaufsrecht, Art. 47 ff. BGBB

Nur ein langjähriger Pächter hat ein gesetzliches Vor-
kaufsrecht. Wenn der Verpächter einem solchen Vorkaufs-
recht ausweichen will, hat er zuerst den Pachtvertrag auf-
zulösen und den Verkauf erst nach Beendigung der Pacht, 
inklusive allfälliger Erstreckung, zu tätigen.

•	 Landwirtschaftliches Gewerbe

Wird ein landwirtschaftliches Gewerbe veräussert, so 
hat der Pächter ein Vorkaufsrecht, wenn er es selber be-
wirtschaften will, dafür als geeignet erscheint und die 
gesetzliche Mindestdauer der Pacht nach den Bestim-
mungen des Bundesgesetzes über die landwirtschaftli-
che Pacht (LPG) abgelaufen ist, die 9 Jahre beträgt (Art. 
7 Abs. 1 LPG).

•	 Landwirtschaftliches Grundstück

Handelt es sich um ein landwirtschaftliches Grund-
stück, so hat der Pächter ein Vorkaufsrecht, wenn die 
gesetzliche Mindestpachtdauer der Pacht nach den 
Bestimmungen des LPG abgelaufen ist, die 6 Jahre be-
trägt (Art. 7 Abs. 1 LPG), der Pächter Eigentümer eines 
landwirtschaftlichen Gewerbes ist oder wirtschaftlich 
über ein solches verfügt und das gepachtete Grund-
stück im ortsüblichen Bewirtschaftungsbereich dieses 
Gewerbes liegt.

Das Vorkaufsrecht der Verwandten geht demjenigen 
des Pächters vor.

•	 Übernahmepreis

Der Pächter kann keinen Vorzugspreis geltend machen. 
Er muss das Gewerbe oder das Grundstück zu den Be-
dingungen erwerben, die der Veräusserer mit dem Drit-
ten vereinbart hat (Grenze: Höchstpreis gemäss Amt 
für Landschaft und Natur, ALN).

8.	Vorkaufsrecht an Miteigentumsanteilen, Art. 49 BGBB

Veräussert ein Miteigentümer seinen Anteil, so entsteht 
gemäss Art. 682 ZGB von Gesetzes wegen ein Vorkaufsrecht 
der übrigen Miteigentümer. Art. 49 BGBB stützt grundsätz-
lich Art. 682 ZGB, aber ergänzt diesen unter anderem hin-
sichtlich der Rangfolge der Vorkaufsberechtigten.

•	 Landwirtschaftliches Gewerbe

Wird ein Miteigentumsanteil an einem landwirtschaft-
lichen Gewerbe veräussert, so hat daran in erster Linie 
jeder Miteigentümer, der das Gewerbe selber bewirt-
schaften will und dafür als geeignet erscheint, ein Vor-
kaufsrecht.

Danach folgen – noch vor den anderen Miteigentümern –  
die Nachkommen des Veräusserers, seine Geschwister 
und Geschwisterkinder und der Pächter.

Zu guter Letzt kann jeder andere Miteigentümer das 
Vorkaufsrecht ausüben.

•	 Landwirtschaftliches Grundstück

Wird ein Miteigentumsanteil an einem landwirtschaft-
lichen Grundstück veräussert, so hat daran in erster Li-
nie jeder Miteigentümer, der bereits Eigentümer eines 
Gewerbes ist oder über ein solches wirtschaftlich ver-
fügt und das Grundstück im ortsüblichen Bewirtschaf-
tungsbereich dieses Gewerbes liegt, ein Vorkaufsrecht.

Danach folgen – auch hier vor den anderen Miteigen-
tümern – die Nachkommen des Veräusserers (jedoch 
nicht die Geschwister und Geschwisterkinder) und der 
Pächter.

Zu guter Letzt kann auch hier jeder andere Miteigentü-
mer das Vorkaufsrecht ausüben.

•	 Übernahmepreis

Der Miteigentümer, der einen Miteigentumsanteil an einem 
landwirtschaftlichen Gewerbe zur Selbstbewirtschaftung 
beansprucht, kann das Vorkaufsrecht u.a. zum Ertrags-
wert geltend machen. Nachkommen, Geschwister oder 
Geschwisterkinder, die zur Selbstbewirtschaftung geeignet 
sind, können die Übernahme zum Ertragswert verlangen. 

Der Miteigentümer, der einen Miteigentumsanteil an 
einem landwirtschaftlichen Grundstück im ortsüblichen 
Bewirtschaftungsbereich seines eigenen Gewerbes be-
ansprucht, kann das Vorkaufsrecht u. a. zum doppelten 
Ertragswert geltend machen. Nachkommen, die Eigen-
tümer eines landwirtschaftlichen Gewerbes sind oder 
wirtschaftlich über ein solches verfügen, können die 
Übernahme zum doppelten Ertragswert verlangen, wenn 
das Grundstück im ortsüblichen Bewirtschaftungsbe-
reich des Gewerbes liegt.

Für Pächter und andere Miteigentümer bestehen bezüg-
lich Preis keine Vorzugsbedingungen. Sie müssen den 
Preis bezahlen, den der Veräusserer mit dem Käufer ver-
einbart hat (Grenze: Höchstpreis gemäss Amt für Land-
schaft und Natur, ALN).

9.	Vorkaufsfall

Die Frage, ob ein Vorkaufsfall vorliegt, der eines der 
genannten Vorkaufsrechte auslösen kann, beurteilt sich 
nach den allgemeinen Bestimmungen des ZGB und OR. 

Art. 681 Abs. 1 ZGB verweist grundsätzlich auf die Bestim-
mungen zu den vertraglichen Vorkaufsrechten, insbeson-
dere auf Art. 216c OR.

Vorausgesetzt wird ein Rechtsgeschäft, das auf dem 
freien Willen des Veräusserers beruht und auf die Ver-
äusserung einer Sache gegen Geld gerichtet ist. Nicht als 
Vorkaufsfall gelten u.a. die Schenkung, der Erbfall und die 
Erbteilung. Art. 681 Abs. 1 ZGB legt fest, dass die gesetz-
lichen Vorkaufsrechte (anders als die vertraglichen) auch 
bei der Zwangsversteigerung ausgeübt werden können, 
allerdings nur zu den Bedingungen, zu denen das Grund-
stück dem Ersteigerer zugeschlagen wird. Im Falle einer 
Zwangsversteigerung kommt ein Vorzugspreis (z.B. beim 
Verwandtenvorkaufsrecht) also nicht zum Tragen.

Beim Vorkaufsrecht der Verwandten – und nur bei diesem –  
wird der Vorkaufsfall erweitert.

Ein Verwandter kann das Vorkaufsrecht auch dann gel-
tend machen, wenn ein landwirtschaftliches Gewerbe 
oder Grundstück (Art. 43 BGBB):

•	 in eine Gütergemeinschaft, eine Gesellschaft, eine Ge-
nossenschaft oder eine andere Körperschaft einge-
bracht wird;

•	 unentgeltlich übertragen wird;
•	 an einen anderen Verwandten oder an den Ehegatten 

veräussert wird.

Mit dieser Erweiterung des Vorkaufsfalles beim Vorkaufs-
recht der Verwandten soll v.a. verhindert werden, dass ein 
landwirtschaftliches Gewerbe einem selbstbewirtschaf-
tenden Nachkommen entzogen werden kann, indem es 
an einen nicht selbstbewirtschaftenden Nachkommen 
verschenkt oder an einen nicht selbstbewirtschaftenden 
anderen Verwandten bzw. an den nicht selbstbewirtschaf-
tenden Ehegatten veräussert wird.

10. Ausübung

Der Veräusserer muss die Vorkaufsberechtigten über den 
Abschluss und den Inhalt des Kaufvertrags in Kenntnis 
setzen (Art. 681a Abs. 1 ZGB).

Will der Vorkaufsberechtigte sein Recht ausüben, so muss 
er es innert drei Monate seit Kenntnis von Abschluss und 
Inhalt des Vertrages geltend machen, indem er dies dem 
Veräusserer mitteilt.

11. Übertragung und Vererbung

Gesetzliche Vorkaufsrechte können weder vererbt noch 
abgetreten werden (Art. 681 Abs. 3 ZGB).
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12. Abänderung und Verzicht

Die Vereinbarung, mit der ein gesetzliches Vorkaufsrecht 
ausgeschlossen oder abgeändert wird, bedarf zu ihrer 
Gültigkeit der öffentlichen Beurkundung.

Nach Eintritt des Vorkaufsfalls kann der Berechtigte 
schriftlich auf die Ausübung eines gesetzlichen Vorkaufs-
rechts verzichten (Art. 681b ZGB).

Es gibt allerdings eine Ausnahme:

Art. 48 30  Verzicht auf das Vorkaufsrecht
1 	Der Pächter kann auf sein gesetzliches Vorkaufsrecht zum Voraus 

nur hinsichtlich eines bestimmten bevorstehenden Vorkaufsfalls 
verzichten. Er hat seinen Verzicht in einer öffentlichen Urkunde zu 
erklären; diese hat die wesentlichen Bestimmungen des Vertrags 
zu enthalten, der zwischen dem Verkäufer und dem Dritten abge-
schlossen werden soll.

2 	 Der Verzicht wird unwirksam, wenn der Kaufvertrag zwischen 
dem Verkäufer und dem Käufer inhaltlich nicht entsprechend den 
Angaben in der Verzichterklärung oder nach Ablauf einer Frist von 
sechs Monaten seit der Verzichterklärung abgeschlossen wird.

Der Pächter kann nur im Hinblick auf einen bestimmten 
bevorstehenden Vorkaufsfall auf das Vorkaufsrecht ver-
zichten. Grund dafür ist, dass keine Anreize geschaf-
fen werden sollen, dass der Verpächter beim Abschluss 
des Pachtvertrages auf einen entsprechenden Verzicht 
beharrt.

13.	Gemeinsame Bestimmungen zu den gesetzlichen 	
		  Vorkaufsrechten des BGBB

Art. 50 bis 55 BGBB enthalten Bestimmungen, die für die 
Vorkaufsrechte der Verwandten und des Pächters sowie 
für das Vorkaufsrecht an Miteigentumsanteilen gemein-
sam gelten. 

So wird bspw. festgehalten, dass der Veräusserer 

•	 erklären kann, er nehme das mitverkaufte Betriebsin-
ventar (Vieh, Gerätschaften, Vorräte usw.) vom Verkauf 
ganz oder teilweise aus, wenn das Vorkaufsrecht aus-
geübt wird (Art. 51 Abs. 1 BGBB);

•	 eine angemessene Erhöhung des Übernahmepreises 
verlangen kann, wenn besondere Umstände es recht-
fertigen (Art. 52 BGBB). Dies gilt natürlich nur dann, 
wenn das entsprechende gesetzliche Vorkaufsrecht die 
Ausübung zu einem privilegierten Preis vorsieht;

•	 gegen den das Vorkaufsrecht ausgeübt wurde, An-
spruch auf den Gewinn hat, wenn ein landwirtschaft-
liches Gewerbe oder Grundstück, das durch Ausübung 
eines gesetzlichen Vorkaufsrechts unter dem Verkehrs-
wert erworben wurde, weiter veräussert wird (Art. 53 
BGBB). Die Bestimmungen über den Gewinnanspruch 
der Miterben (Art. 28 ff. BGBB) gelten sinngemäss;

•	 während 10 Jahren einer Weiterveräusserung des Ge-
werbes oder Grundstücks grundsätzlich zustimmen 
muss (Art. 54 BGBB);

•	 über ein Rückkaufsrecht verfügt, wenn der Eigentümer 
oder sein Nachkomme, an den das Gewerbe übertra-
gen worden ist, die Selbstbewirtschaftung innert zehn 
Jahren endgültig aufgibt (Art. 55 BGBB).

Ich hoffe, dass ich Ihnen damit einen kleinen Einblick in 
die verschiedenen gesetzlichen Vorkaufsrechte des BGBB 
verschaffen konnte.

Wenn Sie Fragen haben, melden Sie sich bitte bei mir. 
Ich bin Ihnen gerne behilflich.

Befindet sich in der Erbschaft ein landwirtschaftliches 
Gewerbe, so kann jeder selbstbewirtschaftende Erbe ver-
langen, dass ihm dieses in der Erbteilung zu Ertragswert 
zugewiesen wird. Voraussetzung ist also, dass ein land-
wirtschaftliches Gewerbe vorhanden ist. 

Massgebend für die Gewerbeeigenschaft ist somit der Zeit-
punkt des Erbganges (also der Tag des Ablebens des Erb-
lassers). D.h. somit, dass in diesem Zeitpunkt das Gewerbe 

gegeben sein muss und nicht erst durch künftigen Zukauf 
oder durch Zupacht erwirkt werden darf. Der Gesetzge-
ber billigt aber zukünftige Investitionen in beschränktem 
Masse zu (Möglichkeit, fehlende betriebsnotwendige Ge-
bäude zu erstellen oder vorhandene umzubauen, sofern 
die Aufwendungen für den Betrieb tragbar sind).

Bei einem sehr lange zurückliegenden Erbgang kann nach 
der bundesgerichtlichen Rechtsprechung jedoch kaum 
mehr auf den Zeitpunkt des Erbganges abgestellt werden. 
In einem solchen Fall meint die Lehre, würde sich als alter-
nativer Zeitpunkt die Teilungsklage für die Beurteilung der 
Gewerbeeigenschaft als massgebend anbieten.

Befindet sich in der Erbschaft ein landwirtschaftliches 
Grundstück, das nicht zu einem landwirtschaftlichen Ge-
werbe gehört, so kann ein Erbe dessen Zuweisung zum 
doppelten Ertragswert verlangen, sofern er Eigentümer 
eines landwirtschaftlichen Gewerbes ist oder wirtschaft-
lich darüber verfügt und das Grundstück im ortüblichen 
Bewirtschaftungsbereich dieses Gewerbes liegt. Das 
Bundesgericht sprach sich dazu aus, dass auch hier der 
Erbgang als massgebender Zeitpunkt zu gelten hat, an 
dem der Erbe über ein landwirtschaftliches Gewerbe zu 
verfügen hat. Wird dieser erst während des Erbteilungs-
prozesses Eigentümer eines landwirtschaftlichen Gewer-
bes, so wäre die Voraussetzung gemäss Bundesgericht 
nicht erfüllt.

Auch auf den Erbgang ist abzustellen beim gesetzlichen 
Kaufrecht von Verwandten am landwirtschaftlichen Ge-
werbe und beim gesetzlichen Vorkaufsrecht am landwirt-
schaftlichen Gewerbe.

Beim gesetzlichen Vorkaufsrecht am landwirtschaftlichen 
Grundstück muss der Vorkaufsberechtigte im Zeitpunkt 
des Vorkaufsfalls, d.h. im Zeitpunkt der Veräusserung des 
vorkaufsbelasteten Grundstücks, Eigentümer eines land-
wirtschaftlichen Gewerbes sein.

Adrian Zumstein

Massgebender Zeitpunkt für die Gewerbefeststellung 
im bäuerlichen Bodenrecht

Beim erbrechtlichen Zuweisungsrecht am landwirtschaftlichen Gewerbe
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